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> Helmut Geiger leitet die Abteilung „Gebührnisse“.

> 2007 haben die Wehrbereichsverwaltung Ost sowie die nachgeordneten
Bundeswehrdienstleistungszentren mit der Vergabe von 26 016 Aufträ-
gen dezentrale Beschaffung im Wert von 131 Millionen Euro ausgeführt.
80,3 Prozent der Beschaffungsaufträge (über 110,3 Millionen Euro) ent-
fielen auf Unternehmen in den neuen Bundesländern. Der Beschaffungs-
anteil an Lebensmitteln betrug 16,2 Millionen Euro.

schen 465 Dienstposten für
Auslandseinsätze definiert. 

Erstes Planungsgebot:
Wirtschaftlichkeit

Szenenwechsel. Nach einem
strammen Marsch über das
weiträumige Gelände und wie-
der treppauf, treppab durch
endlose Flure sind wir zu Gast
in der Abteilung III (Infrastruk-
tur, Umwelt und Wirtschaft)
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die Geheimnisse des moder-
nen Liegenschaftsmanage-
ments und der Beschaffung
einweihen. Kampfenkel ist als
leitender Regierungsdirektor
nicht nur Stellvertreter des Ab-
teilungspräsidenten, sondern
zugleich Leiter des Dezernats
Zentrale Infrastrukturangele-
genheiten. Harder ist als lei-
tender Baudirektor zuständig
für das Dezernat Technik und

Abteilung Infrastruktur, Um-
welt und Wirtschaft der Wehr-
bereichsverwaltung.

Regierungsdirektor Risch für
das Dezernat Umweltschutz,
Arbeitsschutz und Geländebe-
treuung. Die Zuständigkeiten
lassen die komplexen Struktu-

bei H.-Jürgen Kampfenkel und
seinen Kollegen Klaus Harder
und Sascha Risch, die uns stell-
vertretend für den verhinder-
ten Abteilungspräsidenten in

ren erahnen, die die Arbeitsab-
läufe bestimmen, und es geht
um viel Geld, das die Zivilver-
waltung für die Deckung des
Infrastrukturbedarfs der Trup-
pe in den zurückliegenden 17
Jahren im Bereich der Wehr-
verwaltung Ost bewegt hat:
7,9 Milliarden Euro. Für 2008
stehen circa 162 Millionen Eu-
ro zur Verfügung.

„Wir schaffen,“ bringt Kampf -
enkel den Auftrag der Abtei-
lung auf den Punkt, „die Rah-
menbedingungen, damit die
Truppe ihren militärischen Auf-
trag erfüllen kann.“ Die Solda-
ten tragen beispielsweise ihren
Bedarf hinsichtlich eines Wirt-
schaftsgebäudes auf einem
Kasernengelände an die Zivil-
verwaltung heran, die darauf-
hin den Infrastrukturbedarf
unter Zugrundelegung des
Stellenplans (keine Truppenkü-
che für 1 000 Soldaten, wenn
nur 600 stationiert sind!)
plant. Dabei werden unter Be-
achtung aller festgelegten Kri-
terien die Baumaßnahmen
durch die Bauverwaltungen
der Länder geplant und reali-
siert. Wirtschaftlichkeit bis hin
zu Maßnahmen des Umwelt-
schutzes unterliegen dabei der
ständigen Prüfung durch die

„Wir sind per Erlass angehal-
ten,“ so Kampfenkel, „jährlich
fünf Prozent an Energie einzu-
sparen. Das gelingt uns zum
Beispiel durch die Optimierung
der Betriebsführung aller Ver-
sorgungsanlagen, durch Be-
treiber-Nutzer-Vereinbarun-
gen, aber auch durch den Ein-
satz von Solarenergieanlagen.
Da sind wir durchaus Vorreiter
und Vorbild für andere Wehr-
bereichsverwaltungen.“ Die
Kurmark-Kaserne im branden-
burgischen Storkow ist dafür
ein gutes Beispiel. Eine kürzlich
in Betrieb genommene Photo-
voltaikanlage deckt den
Grundbedarf an Elektroenergie
der gesamten Kaserne, und
Umweltaspekte durch die Ver-
wendung alternativer Energien
kommen hinzu. Bis 2010 wer-
den im Zuständigkeitsbereich
der Wehrbereichsverwaltung
Ost insgesamt zehn Solaranla-
gen errichtet.

Kampfenkel und seine Kolle-
gen sind jedoch nicht nur für
Renovierungen, Neu- und Er-
weiterungsbauten zuständig,
sondern auch für die Liegen-
schaftsverwaltung. Dazu ge-
hört die Säuberung ebenso wie
die Instandhaltung der Außen-
flächen oder die Bewachung
von Liegenschaften. Ferner be-
schaffen sie den Bedarf der
Truppe. „Das fängt beim Zelt

> Olaf Baumgarten, zuständig
unter anderem für „Einigungs-
bedingte Sonderaufgaben“.
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> Vier Millionen Personalakten: Gudrun Horn an der Pater-Noster-Anlage.

an und hört bei der Erbsensup-
pe noch lange nicht auf,“ er-
klärt Berit Weber, wobei das
Thema Truppenverpflegung
(noch) komplexer zu sein
scheint als Planung und Reali-
sierung von Baumaßnahmen.

Ein genau festgelegter Korb
von Lebensmitteln für die
Truppe wird über das Verpfle-
gungsamt der Bundeswehr in
Oldenburg zentral geordert,
aber auch dezentral an den
Standorten, insbesondere,
wenn es sich um Frischproduk-
te wie Fleisch- und Wurstwa-
ren, Salat oder Obst handelt,
werden Lebensmittel be-
schafft. Auch hier versuchen
Kampfenkel und seine Kolle-
gen Synergie- und Kostenein-
sparungseffekte im Bereich der
Wehrverwaltung Ost unter an-
derem durch den Abschluss
von Rahmenverträgen mit re-
gionalen Lieferanten oder
durch die Herstellung von Kü-
chenverbünden zu erzielen.
„Was im Einzelnen gewünscht
wird, hängt vom Kunden,
sprich von den Soldaten ab,“
erläutert Kampfenkel lächelnd,
„die ihre Wünsche auch in die-
ser Beziehung an die Zivilver-
waltung herantragen. Wir bie-
ten ihnen, wann immer mög-
lich, ein Rundum-Sorglos-Pa-
ket, und die Soldaten sind mit
unserem Service durchaus zu-
frieden.“

Einigungsbedingte
Sonderaufgaben

Und wieder ein strammer (Ge-
lände-)Marsch, und wieder ein
Szenenwechsel: Wir besuchen
zum Abschluss unserer Stippvi-
site in Strausberg die Abtei-
lung „Gebührnisse“. Das hört
sich staubtrocken an, klingt
nach Strafgeld und Schlimme-
rem, doch weit gefehlt. Es geht
zwar um Geld, aber es handelt
sich um Gehalt und Lohn, um
Rente und Beihilfe, und Abtei-
lungspräsident Helmut Geiger
ist die Liebenswürdigkeit in
Person. Assistiert von seinem
Mitarbeiter, Regierungsdirek-

>

tor Olaf Baumgarten, erläutert
uns Geiger, dass er für die Fest-
setzung, Berechnung, Anord-
nung und die Rechnungsle-
gung der Dienstbezüge der
Soldaten und Beamten sowie
der Entgelte der Arbeitnehmer
zuständig ist, das heißt für
rund 33 000 Soldaten und Be-
amte sowie 13 000 Tarifbe-
schäftigte. Allein in den ersten
drei Monaten dieses Jahres
sind Personalausgaben in Hö-
he von 194,99 Millionen Euro
geleistet worden.

Weiterhin zuständig ist die
Wehrbereichsverwaltung Ost
für die Heilfürsorgeabrech-
nung von Berlin, den fünf neu-
en Bundesländern sowie Bay-
ern, Baden-Württemberg,
Schleswig-Holstein und Ham-
burg. Zum Verwaltungsauftrag
gehört beispielsweise auch,
Verträge mit freiberuflich prak-
tizierenden Ärzten zur De-
ckung des Bedarfs an sanitäts-
dienstlicher Versorgung der
Truppe abzuschließen. Im Ein-
zelnen heißt das: mit 717 zivi-
len Ärzten sind 1 994 Einzelver-
träge abgeschlossen worden.

Geiger weist auf Olaf Baum-
garten. „Wir haben darüber

hinaus auch noch eine einma-
lige Besonderheit in der Wehr-
verwaltung zu bieten: das De-
zernat ‚Einigungsbedingte
Sonderaufgaben‘, das mein
Kollege leitet. Es bearbeitet
Anträge von ehemaligen Sol-
daten und Zivilbeschäftigten
der NVA.“ Baumgarten nickt
zustimmend. „Mein Dezernat
wird irgendwann mangels
Kunden aussterben, aber zur-
zeit habe wir noch reichlich zu
tun. 2007 haben wir immerhin
noch knapp 38 000 Anträge
bearbeitet, und für den glei-
chen Zeitraum sind Versor-
gungsleistungen in Höhe von
11,5 Millionen Euro angefal-
len.“

„Vier Millionen Personalakten
ehemaliger NVA-Angehöriger
lagern übrigens in unserem
Archiv,“ ergänzt Geiger, „und
immer wieder gibt es Anfra-
gen auf Bestätigung von
Dienstzeiten, Entgelten,
Dienstverhältnissen, Vorsor -
geleistungen, beruflichen
Werdegängen oder Rehabili -
tationen.“ – Das würden wir
uns gerne ansehen! Und
 spontan wird für uns ein Be-
such im Archiv organisiert.

Gudrun Horn, die gerade eine
Anfrage prüft, lässt wenige Mi-
nuten später für uns die so ge-
nannte Pater-Noster-Anlage
rotieren. „Hier findet sich fast
alles über die ehemaligen
NVA-Angehörigen,“ erklärt sie.
„Und manchmal können wir
auch der Polizei bei einer Re-
cherche behilflich sein.“ Sogar
private Anfragen werden oft
gestellt, wenn nach Verwand-
ten oder verschwundenen Vä-
tern gesucht wird, die in der
NVA gedient haben könnten,
oder jemand nachweisen
muss, dass er einen LKW-Füh-
rerschein gemacht hat.“

Langsam wandern wir zurück
zum Hauptgebäude und zum
Ausgang, schlendern vorbei an
einer Gruppe von Arbeitern,
die mit der Instandsetzung der
Rasenfläche neben dem Hub-
schrauberlandeplatz beschäf-
tigt ist: Wir sehen ihr Tun jetzt
mit anderen Augen: Es gehört
zur Liegenschaftsbetreuung,
zu den Aufgaben der Zivilver-
waltung bei der Bundeswehr ...
– hier in Strausberg wie an-
derswo.

Text: Dr. Walter Schmitz
Fotos: Jan Brenner
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Bundesamt für Wehrverwaltung:

Starke Truppe hinter der Truppe
Wohl die wenigsten kennen den
Unterschied zwischen Bundes-
wehr und Bundeswehrverwal-
Letztere quasi das Rückgrat der
Streitkräfte ist, zuständig für die
Bereitstellung der notwendigen
personellen und materiellen
Ressourcen. Im Bundesamt für
Wehrverwaltung (BAWV) laufen
die Fäden zusammen. Rund 
1 150 Beschäftigte sorgen hier
unter anderem dafür, dass die
Rechnungen der Bundeswehr
pünktlich bezahlt werden, alle
deutschen Soldatinnen und Sol-
daten rund um den Globus ihren
Sold erhalten und ausreichend
verpflegt sind.

Dienstleister für die
Streitkräfte

„Wir sind Dienstleister für die
gesamte Bundeswehr“, sagt Jür-
gen Quensell, Leiter des Presse-
und Informationszentrums der
Territorialen Wehrverwaltung.
Kein Geld, kein Essen, keine Kla-
motten, kein Dach über dem
Kopf, könnte man die trüben
Aussichten für die Bundeswehr
ohne Wehrverwaltung salopp
umschreiben. Doch „es ist ein
Geschäft auf Gegenseitigkeit“,
betont Quensell, „jeder Part ist
nichts ohne den anderen“. Die
Partnerschaft lebt vom „Joint-
Gedanken: Wir sind erster An-
sprechpartner der Streitkräfte in
allen logistischen Angelegenhei-
ten, und unser Know-how ist bei
der Truppe gerade deswegen so
gefragt, weil man dort weiß,
dass wir uns nicht als Selbst-
zweck verstehen, sondern alles
im Sinne der Truppe erfüllen.“

Die Wehrverwaltung begreift
sich „als innovativer und kompe-
tenter Partner unserer Kunden,
der sich durch hochwertige und
adressatengerechte Produkte

>

tung gemanagt wird. „Ein span-
nender Job“, berichtet Lehnertz,
„ich habe mit vielen Menschen
zu tun, einen eigenen Aufgaben-
bereich, in dem ich selbstständig
arbeiten kann.“ Die Atmosphäre
sei sehr offen – „da macht das
Arbeiten wirklich Spaß!“ Dem
kann Kollegin Yvonne Boymann
(25) nur zustimmen. Gerade mal
ein Jahr in Bonn, ist sie schon zur
„Herrin der Personalhaushalts-
stellen“ avanciert: Sie vergibt für
jeden einzelnen Beschäftigten
des BAWV eine Haushaltsstelle –
Voraussetzung dafür, dass die
Betreffenden im großen System
BAWV überhaupt existent wer-
den. Bevor sie ins Bundesamt an
den Rhein wechselte, arbeitete
die junge Beamtin in der Wehr-
bereichsverwaltung Hannover.
Der neue Arbeits- und Lebens-
raum: gar kein Problem. „Ich bin
flexibel“, sagt Yvonne Boymann,
„wenn man zur Bundeswehrver-
waltung geht, muss man damit
rechnen, überall eingesetzt zu
werden.“ 

EFüZ TerrWV: „Single
point of contact“

Seit 1995 beteiligt sich die Wehr-
verwaltung an Auslandseinsät-
zen der Streitkräfte. Für die Dau-
er des Einsatzes wechseln die
Verwaltungsangehörigen in der
Regel in den Soldatenstatus.
Über 4 000 zivile Mitarbeiter wa-
ren – zum Teil mehrfach – bereits
im Auslandseinsatz. Dort macht
die Wehrverwaltung den glei-
chen Job wie in der Heimat – nur
unter anderen Bedingungen: von
7.30 bis 19.30 Uhr im Dienst, in
Uniform, die Arbeitsausstattung
ist recht schlicht, und alles muss
möglichst sofort erledigt wer-
den. Die direkte Zusammenar-
beit mit der Truppe bringt wichti-
ge Erfahrungen, die – wieder zu-

>

> Sorgen dafür, dass deutsche Soldaten auch im Ausland ein festes Dach
über dem Kopf haben: Kurt Köster (li.) und Bauingenieur Jost Scharf.

auszeichnet“, heißt es im Leit-
bild des Bundesamtes. Der Be-
hördennachwuchs hat diese er-
klärte Dienstleistungsmentalität
binnen kürzester Zeit verinner-
licht. 

Angela Lehnertz (32), Referentin
für Grundsatz in der Abteilung
für Personal- und Sozialangele-
genheiten, strahlt die Motiva-
tion geradezu aus dem Gesicht.
Ihr Referat zeichnet für alle Per-
sonalangelegenheiten des

BAWV verantwortlich. Die Juris-

tin beschäftigt sich mit arbeits-

rechtlichen Fragen, Prozessfüh-

rung und Abgleichen zwischen

nationalem und internationa-

lem Recht, außerdem ist in ih-

rem Referat die Geschäftsstelle

der zentralen Auswahlkommis-

sionen für den höheren allge-

meinen Verwaltungsdienst

(ZAK) angesiedelt, wo das Be-

werbungsverfahren für neue Ju-

risten der Bundeswehrverwal-

Soldaten von Verwaltungsaufgaben zu entlasten,
damit sie sich auf die militärischen Aufgaben
konzentrieren können: dafür steht die Bundes-
wehrverwaltung mit ihren Fachleuten. Aus die-
sem Grund liegen sämtliche Unterstüzungsleis-
tungen, auf die der militärische Teil der Bundes-
wehr angewiesen ist, in ziviler Hand. Die Aufgabe
der Wehrverwaltung ist es von jeher, die Streit-
kräfte zu betreuen und zu unterstützen. Das
Spektrum dieser Betreuung reicht von der Ver-
pflegung über Unterkunft bis hin zur Rüstung.
Rund 111 500 zivile Beschäftigte gehören der
Bundeswehr derzeit als Beamte und Arbeitneh-
mer an. Zentrale Bundesoberbehörde der Wehr-
verwaltung ist das Bundesamt für Wehrverwal-
tung in Bonn.
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rück in der Verwaltung in
Deutschland – von unschätzba-
rem Wert sind: Nur wer weiß,
wie der andere arbeitet, welche
Bedürfnisse er hat, kann profes-
sionell und zeitnah das Ge-
wünschte zur Verfügung stellen.
Deswegen bemüht sich insbe-
sondere das Einsatzführungs-
zentrum der Territorialen Wehr-
verwaltung (EFüZ TerrWV), je-
dem seiner 22 Bediensteten
wenigstens einmal die Gelegen-
heit eines Auslandseinsatzes zu
geben. „Wir brauchen hier keine
reinen Schreibtischarbeiter, son-
dern Menschen, die wissen, wo-
von sie reden“, sagt EFüZ-Chef
Jürgen Pohl. Das EFüZ ist seit Ja-

nuar 2002 „single point of con-
tact“ für die militärischen Part-
ner. „Wir sind ad hoc auskunfts-
und handlungsfähig und bieten
so die Gewähr für eine effiziente
und schnelle zivile Einsatzunter-
stützung“, erklärt Thomas Joe-
mann, Leiter der EFüZ TerrWV-
Einsatzsteuerung. Einsatzunter-
stützung bedeutet „die optima-
le Bereitstellung der personellen
und materiellen Ressourcen des
BAWV – einschließlich des ge-
bündelten Know-hows seiner
Fachabteilungen – an das militä-
rische Einsatzführungskomman-
do der Bundeswehr in Potsdam“.
Dort selbst sitzen zudem Verbin-
dungsbeamte des BAWV, sodass
die ständige unmittelbare An-
sprechbarkeit der Zivilverwal-
tung für die Streitkräfte rund
um die Uhr gewährleistet ist.

Gibt es nun einen neuen Ein-
satzbefehl für ein Kontingent
der Bundeswehr, läuft nicht nur
bei den Streitkräften die Mobili-
sierung an, sondern auch im
Bonner EFüZ TerrWV: Das Er-
kundungs- oder Vorauskom-
mando der Truppe wird von ei-
nem Mitarbeiter der Wehrver-
waltung begleitet und unter-
stützt. Gemeinsam wird die La-
ge am Einsatzort auf alle rele-
vanten Fragen hin abgeklopft:
Vertrags-, Beschaffungs-, Ver-
pflegungs-, Liegenschafts-,
Ortspersonal-Angelegenheiten,
aber auch Fragen zu rechtlichen
Rahmenbedingungen, Geld und
Transportgegebenheiten ste-
hen auf der Checkliste. Der Ver-
bindungsbeamte vor Ort bringt
so viel wie möglich in Erfah-
rung und gibt die Bedarfsmel-
dungen an Bonn durch. „Wir
setzen dann hier die entspre-
chenden Hebel in Bewegung –
chartern Transportflugzeuge,
kalkulieren die Verpflegung,
weisen Zahlungen an und vie-
les mehr“, erklärt Thomas Joe-
mann. Für die zivilen Mitarbei-
ter der Wehrverwaltung im
Auslandseinsatz ist jeder neue
Einsatz ein Sprung ins kalte
Wasser – man muss Generalist
sein, möglichst fremdsprachen-
gewandt und sicher im Um-
gang mit Menschen aus allen
Kulturkreisen. Dabei unter-
scheiden sich freilich Einsätze in
Europa von denen in Afrika
oder Asien: „Es ist ein Unter-
schied, ob Sie im EU-Mitglieds-
staat Zypern unterwegs sind
oder auf Sumatra in Medan lan-
den und nicht wissen, wo Sie
schlafen können und wie Sie
überhaupt nach Banda Aceh
kommen sollen, weil der Tsuna-
mi alles weggerissen hat“, sagt
EFüZ-Leiter Pohl. 

IU 6 – die 
Häuslebauer

Nur wenige Kilometer entfernt
vom EFüZ wird ebenfalls entwi-
ckelt, geplant und entworfen,
was das Zeug hält: im Referat 6
der Abteilung Infrastruktur und

>

Umweltschutz (IU 6), die direkt
am ersten Dienstsitz des
Bundesverteidigungsministeri-
ums auf der Bonner Hardthöhe
untergebracht ist. Dank Kurt
Köster und Kollegen haben die
deutschen Soldaten im Ausland
ein festes Dach über dem Kopf.
Zu Beginn eines neuen Aus-
landseinsatzes muss die Truppe
zunächst mit verschiedenen
Provisorien vorliebnehmen. „An-
gestrebt ist aber immer, schnell
ein Feldlager oder – vor allem
bei absehbar längeren Einsätzen
– feste Infrastruktur aufzubau-
en“, sagt Köster. „Dann kommen
wir ins Spiel.“ Feste Infrastruktur
ist die aufwändigste Form der
Unterbringung, bietet der Trup-
pe aber optimale Bedingungen.
Im Referat IU 6 laufen alle mili-
tärischen Infrastrukturforderun-
gen ab 50 000 Euro aus den
internationalen Einsatzgebieten
auf. Denen entsprechend wer-
den, wenn nötig, Konzepte und
Baupläne entwickelt und durch
Projektgruppen aus Architekten
und Ingenieuren auch vor Ort
umgesetzt und betreut, ausfüh-
rende Unternehmer finden hier
in Bonn ihre Ansprechpartner.
Aktuelle Baustellen haben Kös-
ter und Co. derzeit auf dem Bal-
kan und in Afghanistan. Die
KFOR-Truppe in Prizren be-
kommt ein modernes Wirt-
schaftsgebäude. Für die deut-
schen ISAF-Soldaten in Afgha-
nistan wird richtig rangeklotzt:
In nur 20 Monaten entstanden
in Kunduz sieben Unterkunfts-
gebäude, drei Stabsgebäude, ein
Rettungszentrum, Wirtschafts-
gebäude, zwei Hubschrauberbe-
darfslandeplätze, wurden
Strom dauerversorgung, ein
Trinkwassernetz mit drei Tief-
brunnen, ein Abwassernetz so-

wie eine zentrale Wärme- und
Kälteversorgung errichtet. „Die
Bauten entstehen nach Mög-
lichkeit unter Verwendung orts-
üblicher Bauarten und werden
soweit wie möglich von ortsan-
sässigen Firmen und Kräften er-
richtet“, erzählt Köster. Die Be-
schäftigung von Einheimischen
ist nicht der Bequemlichkeit ge-
schuldet, sondern hat gute
Gründe: „Force Protection durch
Einbindung“ – wer sich nahbar
macht, den Menschen vor Ort
Arbeit und Lohn gibt, wird selte-
ner Opfer von feindlichen Über-
griffen. „Die Bundeswehr ist
sehr beliebt im Ausland, weil
sich nicht annektiert, sondern
verhandelt“, berichtet Köster,
und so kann ein Auslandseinsatz
ganz schnell auch zur Völkerver-
ständigungs- und Entwicklungs-
hilfeaktion werden. Es sei schon
ein etwas außergewöhnliches
Referat, sagt Kurt Köster über
das Referat IU 6 mit seinen 21
Dienstposten. Bis spät abends
säßen die Kollegen vor ihren
Rechnern, um zu tüfteln, viele
von ihnen sind Fernpendler,
kommen aus allen Teilen der Re-
publik. Der Gedanke an die Sol-
daten in der Ferne – sicher ein
Ansporn für die „sehr hohe Leis-
tungsbereitschaft“. 

Die Zivilverwaltung der Bundes-
wehr – es ist nahezu unmöglich,
all ihre Leistungen auf einen
Blick zu erfassen; von der Bezü-
ge-, Verpflegungs- und Beklei-
dungslogistik war hier noch
nicht einmal die Rede, ebenso
wenig vom Umzugs- und Travel-
management oder dem gesam-
ten Wehrersatzwesen. Klar wird
jedoch vor allem eines: Eine
starke Truppe, die da hinter 
der Truppe steht! bm

> Jürgen Pohl leitet das Einsatz-
führungszentrum.

> Kompetente Partner für die Kunden: Angela Lehnertz mit 
Assistentin Christiane Siefen (links) und Yvonne Boymann.



> Lohndumping verhindern  

Mit seinem Urteil zum Postmindestlohn lässt das Verwaltungsgericht
Berlin nach Auffassung der Kommunikationsgewerkschaft DPV
(DPVKOM) Lohn- und Sozialdumping zu. „Das ist ein Skandal“, sagte
der DPVKOM-Bundesvorsitzende Volker Geyer am 10. März 2008.
„Wenn das Schule macht in Deutschland, dann ist das das Ende der
sozialen Marktwirtschaft.“ Das Verwaltungsgericht  hatte am 7. März
in dem vom Bundesverband der Kurier-Express-Post-Dienste ange-
strengten Verfahren die Ausdehnung des Post-Mindestlohns auf die
gesamte Briefdienstleister-Branche für rechtswidrig erklärt. �

Qualitätsverlust 
abwenden 

Der Vorsitzende des Deutschen
Philologenverbandes (DPhV),
Heinz-Peter Meidinger, hat am
3. März 2008 die Bildungsmi-
nister der Länder aufgefordert,
den von einigen Ministerpräsi-
denten geforderten Unter-
richtskürzungen am Gymna-
sium nicht zuzustimmen. Den
von der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) ins Spiel gebrachten
Begriff der „Flexibilisierung“

der Stundentafeln nannte Mei-
dinger falsch und verschleiernd.
„Schon jetzt wird den Bundes-
ländern gestattet, von der vor-
geschriebenen Höchstzahl von
265 Jahreswochenstunden um
fünf nach unten abzuweichen.
Eine weitere Aufweichung wür-
de dazu führen, dass deutsche
Abiturienten die wenigsten
Unterrichtsstunden in Mittel-
europa bis zum Abitur haben.
So lässt sich die allgemeine Stu-
dierfähigkeit auf Dauer nicht
gewährleisten.“
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> DPhV

> Heinz-Peter Meidinger,
Bundesvorsitzender des DPhV

> Neuorganisation bringt keine Arbeitserleichterung 

Die neue Struktur der Bundespolizei bringt nach Auffassung der
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) keine wesentlichen Verbesse-
rungen für den Dienst am Bürger und für die innere Sicherheit. Der in
der DPolG für die Bundespolizei zuständige Fachverbandsvorsitzende
Hans-Joachim Zastrow sagte am 3. März 2008: „Die Auflösung von
61 Bundespolizeiinspektionen wird die Arbeit der Bundespolizei zu-
künftig eher erschweren.“ Er fürchte, so Zastrow weiter, dass die Bür-
gerinnen und Bürger durch die weiteren Wege zum Einsatzort letzt-
lich auch weniger Bundespolizei vor Ort antreffen werden. �

Punktesystem für ganz
Europa

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG) begrüßt das
Vorhaben der Europäischen
Kommission, wirkungsvoller
gegen Europas Verkehrssünder
vorzugehen. Geplant ist ein
europäisches Informationssys-
tem, in dem alle Geldbußen er-
fasst werden, die beispiels-
weise  wegen Alkohol am Steu-
er oder Geschwindigkeitsüber-

> DPolG

> Rainer Wendt,
Bundesvor sitzender der DPolG

Bußgeld bezahlt – und umge-
kehrt.“ Darüber hinaus forder-
te Wendt die Einführung eines
einheitlichen Punktesystems
für ganz Europa. Dies würde
nachhaltige Auswirkungen auf
die Verkehrsdisziplin haben.  

schreitungen erteilt werden.
Der DPolG-Bundesvorsitzende
Rainer Wendt bezeichnete die
Pläne am 18. März 2008 als
sehr erfreulich. „Mit dem Infor-
mationssystem wird sicherge-
stellt, dass ein Deutscher, der
in Frankreich zu schnell gefah-
ren ist, tatsächlich auch sein

> GDL

> Manfred Schell,
Vorsitzender der GDL

können der Lokomotivführerta-
rifvertrag und der Grundlagen-
tarifvertrag wie geplant rück-
wirkend zum 1. März 2008 in
Kraft treten. Zur endgültigen
Annahme des Tarifabschlusses
wird jetzt eine Urabstimmung
unter den GDL-Mitgliedern ein-
geleitet. „Wir gehen davon aus,
dass wir diese letzte Hürde lo-
cker überspringen“, sagte der
GDL-Bundesvorsitzende Man-
fred Schell. Mit einem Ergebnis
der Urabstimmung ist Mitte
April zu rechnen.   

Lohnrunde Post – 
acht Prozent gefordert 

Der Bundesvorstand der Kom-
munikationsgewerkschaft DPV
hat beschlossen, für alle Be-
schäftigten bei der Deutschen
Post World Net eine Lohnerhö-
hung von acht  Prozent bei einer
Laufzeit des Tarifvertrages von
zwölf Monaten zu fordern. An-
gesichts der hervorragenden Ge-
schäftsergebnisse und der her-
ausragenden Marktposition der
Deutschen Post World Net stelle
diese Forderung eine angemes-
sene Beteiligung der Mitarbeiter
an dem von ihnen erwirtschaf-
teten Erfolg des Unternehmens
sicher, erklärte die DVKOM am
12. März 2008. Weiter fordere
die DPVKOM eine einheitliche
Arbeitszeitregelung für die bei
der Deutschen Post beschäftig-
ten Beamten und Arbeitnehmer.

Schließlich müsse der  Aus-
schluss von betriebsbedingten
Beendigungskündigungen im
Rahmen der Tarifrunde verlän-
gert werden. 

> DPVKOM

> Volker Geyer, 
Bundes vorsit zen der 
der DPVKOM 

Einstimmig für 
Tarifverträge 

Der Hauptvorstand und die 
Tarifkommission der Gewerk-
schaft Deutscher Lokomotiv-
führer (GDL) haben am 
13. März 2008 in Würzburg den
mit der Deutschen Bahn ausge-
handelten Tarifverträgen ein-
stimmig zugestimmt. Damit

Hochschulzugang
ausbauen

Der Verband der Lehrerinnen und
Lehrer an Wirtschaftsschulen
(VLW) setzt sich dafür ein, den
Hochschulzugang über berufli-
che Schulen als Chance für junge
Menschen auszubauen.  Der be-
sondere Vorteil der Qualifizie-

> VLW

> Dr. Annette Orth, 
Bundesvor sitzende des VLW

rung in beruflichen Vollzeitschu-
len sei die Verbindung von beruf-
lichem Lernen mit dem Erwerb
allgemeiner Berechtigungen und
Abschlüsse, erklärte der VLW in
seinen „Positionen – Informatio-
nen – Kommentare“ (Ausgabe
vom 20. Februar 2008). Dieser
spezifische Ansatz stelle eine
sinnvolle Alternative zum Weg
über die gymnasiale Oberstufe
dar. Bereits jetzt würden fast 40
Prozent aller Hochschulzugangs-
berechtigungen so erreicht.> Polizeispiegel | dbb Seiten | April 2008



von Kalesija erreichte ihn eine
neue SMS: „War alles nur ein
Spaß.“

Bigamisten sind offen-
bar Gewohnheitsmen-
schen, sonst wäre eine Entde-
ckung unterblieben: Randolf 
Edge wollte nach 33 Jahren zum
zweiten Mal heiraten. Die junge,
21-jährige Braut wähnte ihren
Bräutigam unverheiratet und
fiel aus allen Wolken, als ein
Hochzeitsgast die Wahrheit ans
Licht brachte. Edge sei bereits
verheiratet und weder Witwer
noch geschieden. Woher er das
wisse? Er sei auch als Gast bei
der ersten Hochzeit vor über drei
Jahrzehnten eingeladen gewe-
sen und kenne die erste Ehefrau,

>
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Fans wollen Siege se-
hen, verliert ihre Mannschaft,

ist die Enttäuschung groß. Den

richtigen Umgang mit der

Niederlage bietet jetzt ein

Volkshochschulkurs in Wien an:

> lade an einem anderen
Kiosk auszuhebeln
und die Eingangstür
zum Kassenraum ein-
zuschlagen. Alle diese
Versuche schlugen fehl bezie-
hungsweise hätten auch bei Er-
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Die Schüler lernen von einer
Psychologin den richtigen Um-
gang mit Sieg oder Niederlage.
Ein Spiel müsse als Spiel gese-
hen werden, dann mutiere die
Niederlage nicht zur Psychofalle.
Unter anderem müsse die
Schärfe aus den Worten genom-
men werden, statt von Feind, so
ein Lerninhalt, muss selbstver-
ständlich wertneutral von der
„anderen Mannschaft“ gespro-
chen werden. Und gerate das
Blut dennoch allzu sehr in Wal-
lung, stehen Atemübungen auf
dem Programm. Wer tief aus
dem Bauch atme, sei ruhiger
und könne gar nicht aggressiv
werden, so das Credo der Do-
zentin.

Baden gegangen sind im
wahrsten Sinne des Wortes un-
bekannte Einbrecher in einem
Freibad in Ratingen. Sie waren
in das Badegelände eingedrun-
gen und hatten versucht, mit ei-
nem schweren Betonhalter für
Absperrgitter die Glastür eines
Kiosks einzuschlagen, eine Roll-

> die sich guter Gesundheit er-
freue. Weil weder die erste noch
die (beinahe) zweite Ehefrau 
Edge ins Gefängnis bringen woll-
ten, verbürgten sie sich für ihn,
sodass er mit 100 Stunden sozi-
aler Arbeit davon kam. Der Rich-
ter hätte ihn auch für sieben
Jahre ins Gefängnis schicken
können, wie er warnend be-
merkte.

Auf leisen Pfoten be-
wegen sich Hunde im Allgemei-
nen und Diensthunde der Polizei
im Besonderen. Jetzt gibt es für
die vierbeinigen Kollegen in
NRW Dienstschuhe mit Klettver-

>

Alle Frauen lügen – das
ist das Ergebnis einer Studie, die
ausgerechnet eine Frau durch-
geführt hat. Ob neue Bluse (hab
ich schon ewig) oder der hilfs -
bereite Nachbar, der dem Ehe-
mann als „freiberuflicher Bera-
ter“ vorgestellt wird. Frauen 
lügen jedenfalls erfolgreicher
als Männer und kreativer sowie-
so. Susan Shapiro Barash hat
herausgefunden, dass Frauen -
lügen „eine Art Überlebenstech-
nik darstellen aber auch ein
Mittel sind, um zu bekommen,
was sie wollen.“ Frage: Warum
lügen Männer?

>

folg keine Beute gebracht: In
den Wintermonaten ist das Frei-
bad nämlich geschlossen und
dort absolut nichts zu holen.

Die Nutzung eines Na-
vigationsgeräts hat seine Tü-
cken, vor allem, wenn falsche
Parameter eingegeben werden.
Diese Erfahrung musste ein Ta-
xifahrer aus Hannover machen,
der für den Rückweg aus einer
außerhalb gelegenen Ortschaft
sein Navi auf die kürzeste Route
eingestellt hatte. Dabei war ihm
entgangen, dass er auch den
Fußgänger-Modus aktiviert hat-
te. Prompt landete er bei seiner
holperigen Querfeldeinfahrt im
Morast. Die zur Hilfe gerufene
Polizei konnte den Wagen nicht
frei schleppen, erst einem Ber-
gefahrzeug gelang es, die Taxe
aus dem Matsch zu ziehen.

Die SMS-Nachricht war
eindeutig: „Deine Freundin
amüsiert sich in der Nachbar-
stadt mit einem Mann!“ Da sah
ein eifersüchtiger Bosnier rot
und kaperte mangels eigenem
Auto kurzerhand einen leeren
Reisebus, mit dem er seiner an-
geblich untreuen Freundin
hinterher brauste. Die Polizei
konnte den Mann festnehmen,
kurz bevor er an seinem Ziel an-
gekommen war. In der Zelle des
Untersuchungsgefängnisses

>

>

schluss. Die 20 Hunde der Düs-
seldorfer Hundestaffel waren bei
Einsätzen des Öfteren in Glas-
scherben getreten, was für die
empfindlichen Hundefüße sehr
gefährlich ist. Deshalb habe man
seit längerem nach Abhilfe ge-
sucht. Jetzt gibt es Hundeschuhe
mit Noppensohle und Klettver-
schluss im Viererpack zum Preis
von 60 Euro in den Größen XS bis
XXL. Die Hunde hätten nach kur-
zer Eingewöhnungsphase ihr
neues Schuhwerk akzeptiert. Je-
de Menge Anfragen von privaten
Hundebesitzern, die die Pfoten
ihrer Lieblinge ebenfalls schüt-
zen wollen, liegen bei der Hun-
destaffel bereits vor.
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